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Sitzung der Bürgerschaft
Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am

Mittwoch, dem 29. August 2012, um 15.00 Uhr statt.

Hamburg, den 21. August 2012

Die Bürgerschaftskanzlei
Amtl. Anz. S. 1657

Benennung von Verkehrsflächen
Der Senat hat am 14. August 2012 

1. die nachstehend beschriebenen Verkehrsflächen wie
folgt benannt:
im Bezirk Hamburg-Nord 
Stadtteil Langenhorn – Ortsteil 432 –

die etwa 65 m lange und etwa 50 m breite, im Eck-
bereich Tangstedter Landstraße/Timmweg liegende
Grünanlage als

Fr a n z - R ö t t e l - P a r k,
im Bezirk Harburg 
Stadtteil Harburg – Ortsteil 701 –

die etwa 70 m lange, von der Straßenfläche Harbur-
ger Rathausplatz – etwa 20 m östlich der Knoop-
straße – nach Nordnordwesten abzweigende, zwi-
schen neu errichteten Verwaltungsgebäuden hin-
durch führende Innenhoffläche, die einen Stichweg
von etwa 15 m Länge zur Knoopstraße bildet sowie
dann – in etwa 15 m Breite – etwa 40 m nach Ost-
nordosten um das neue Zentrum für Wirtschaft und
Bauen (WBZ) herumführt und an einer Flurstücks-
grenze – etwa 55 m östlich der Knoopstraße – endet,
insgesamt als

H a r b u r g e r  R a t h a u s f o r u m,

2. die nachstehend beschriebenen Verkehrsflächen wie
folgt umbenannt:

im Bezirk Hamburg-Nord 

Stadtteil Hohenfelde – Ortsteil 417 –

die etwa 23 m lange, an ihrer Südostseite etwa 10 m
breite, an ihrer Nordwestseite etwa 14 m breite, be-
grünte Teilfläche (Nebenfläche) des Straßenzuges
Landwehr, die zwischen der Bushaltestelle Land-
wehr, dem Bahnhofsvorplatz, dem Gebäude Land-
wehr Nummer 34 und dem Parkplatz Ecke Anger-
straße liegt, in 

R a m a z a n - Av c i - P l a t z,

im Bezirk Harburg 

Stadtteil Neuland – Ortsteil 703 –

den insgesamt etwa 370 m langen, östlich der
Bundesautobahn 253 liegenden westlichen Abschnitt
des Neuländer Weges, der mit einem etwa 50 m lan-
gen Südwestteil an die Neuländer Straße angebun-
den ist und vor der genannten Bundesautobahn in
einer Kehre endet, in

We r r a s t i e g,

3. festgestellt, dass die Benennung des Harburger Rathaus-
forums am 26. September 2012 und die Umbenennung
des Ramazan-Avci-Platzes am 23. Dezember 2012 in
Kraft treten und die andere Benennung und Umbenen-
nung dieses Beschlusses mit dem Beschlussdatum in
Kraft tritt.

Pläne über die Lage der neu benannten Verkehrsflächen
können bei den zuständigen Bezirksämtern (Fachamt „Ma-
nagement des öffentlichen Raumes“) und beim Staatsarchiv
Hamburg, Kattunbleiche 19, II. Stock, Zimmer V 220,
22041 Hamburg, eingesehen werden.

Hamburg, den 14. August 2012

Die Kulturbehörde
– Staatsarchiv – Amtl. Anz. S. 1657
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Anhang
Erklärung der neuen Namen

Franz-Röttel-Park

nach Franz R. (1921–2004), Angestellter, Jungsozialist in
der Tschechoslowakei 1935-1938, SPD-Mitglied ab 1945,
seit 1966 Mitglied der Bezirksversammlung, hat maßge-
bend mitgewirkt an der Entwicklung des Stadtteils Lan-
genhorn; Verfolgter des Nationalsozialismus

Harburger Rathausforum

in Anlehnung an das Harburger Rathaus und die neuen
Verwaltungsgebäude

Ramazan-Avci-Platz

nach Ramazan A. (1959–1985), Bauarbeiter, geboren in
der Türkei; Opfer einer neonazistischen Gewalttat am
21. Dezember 1985 in unmittelbarer Nähe, an deren Fol-
gen er am 24. Dezember 1985 verstarb

Werrastieg

in Ergänzung der Motivgruppe „Weser und Neben-
flüsse“ und in Anlehnung an die nördlich liegenden
Wege Weserstieg und Fuldastieg

Widmung von Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, nach § 6 des Hamburgischen Wege-

gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl.
S. 41, 83) mit Änderungen die im Bezirk Wandsbek, Gemar-
kung Bramfeld, Ortsteil 515, belegenen Wegeflächen Ha-
bichtshofring (Flurstücke 3987 und 3995 teilweise), beid-
seits des Nüßlerkamp verlaufend und diesen ringförmig
umschließend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen
Verkehr zu widmen.

Die befahrbaren Wohnwege vor Hausnummern 4 und 98
sowie zwischen den Häusern Nummern 6 und 8, Nummern
13 und 15, Nummern 22 und 24, Nummern 26 und 28,
ebenso zwischen Nummern 65 und 67 verlaufend, mit
sofortiger Wirkung dem Fußgängerverkehr und dem Anlie-
gerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t zulässigen Gesamt-
gewichts zu widmen.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. August 2012

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1658

Widmung von Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, nach § 6 des Hamburgischen Wege-

gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen die im Bezirk Wandsbek, Gemar-
kung Bramfeld, Ortsteil 515, belegenen Wegeflächen mit
sofortiger Wirkung dem Fußgängerverkehr und dem Anlie-

gerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t zulässigen Gesamt-
gewichts zu widmen:

Am Stühm-Süd (Flurstück 10343 teilweise), vor den
Häusern Nummern 53 bis 53 b und vor Nummern 59 bis 59 d
verlaufend;

Hohnerkamp (Flurstück 9304 teilweise), vor den Häu-
sern Nummern 40 bis 40 d und vor Nummern 50 bis 50 b
verlaufend.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wege-
flächen liegen für die Dauer eines Monats während der
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Mana-
gement des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wands-
bek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg,
zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während
dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die beab-
sichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen
schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vor-
bringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. August 2012

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1658

Widmung von öffentlichen Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

1. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, im Lageplan schraffiert
dargestellten Zu- und Abfahrtsrampen samt den Brü-
ckenbauwerken (Brücke im Bereich der Rampe Ost-
Kreuzung mit der B 5 und der Rampe Mitte und Brü-
cke über B 5) zum Zentralen Omnibusbahnhof (ZOB)
Bergedorf mit sofortiger Wirkung dem Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) gewidmet. 

2. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, im Lageplan schraffiert
dargestellten Flächen des ZOB mit sofortiger Wirkung
dem ÖPNV gewidmet. Die Widmung bezieht sich
lediglich auf die Fahrbahn oberhalb der Wärmedäm-
mung der darunter befindlichen Gebäude.

3. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, belegenen Flurstücke
7317 (teilweise), 7180, 7298 und 7316 (teilweise), begin-
nend vom Weidenbaums-Ost und endend an der Ser-
rahnstraße (nordöstlicher Zugang CCB), mit sofortiger
Wirkung für den Fußgängerverkehr gewidmet. Rad-
fahrverkehr sowie Anliegerverkehr mit gesonderten
Ausweisen und der Lieferverkehr, lediglich mit einer
Ausnahmegenehmigung nach § 46 StVO, sind weiter-
hin zugelassen.

4. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen wird das im Bezirk Bergedorf, Gemarkung
Bergedorf, Ortsteil 602, belegene Flurstück 7514 (teil-
weise), als Weidenbaumsweg Ost bezeichnete, etwa 
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150 m lange Teilstück inklusive der Verbreiterungsflä-
chen für Busse mit sofortiger Wirkung für den öffent-
lichen Verkehr gewidmet. Die zu widmende Fläche ist
gelb schraffiert im Plan dargestellt.

5. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, belegenen Flurstücke
7316 (beginnend nordöstlich des CCB bis zur Unter-
führung), 7296, 7295 und 7320 (Verbreiterungsfläche
der B 5 inklusive Unterführung) mit sofortiger Wir-
kung für den Fußgänger- und Radverkehr gewidmet.

6. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, belegenen Flurstücke
5191, 7502, 7405 und 7514 (teilweise), als Bahnhofsvor-
platz bezeichnete, belegen Weidenbaumsweg-Ost, mit
sofortiger Wirkung dem öffentlichen Fußgänger- und
Radfahrverkehr gewidmet.

7. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, belegenen Flurstücke
7233 (belegen Kampdeich bis nördliche Grenze zu
Flurstück 7225), 7226 (teilweise, Verlauf Stuhlrohr-
straße), 7227, 7232, 7229 und 7220 mit sofortiger Wir-
kung dem Fußgänger- und Radfahrverkehr gewidmet. 

8. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen wird das im Bezirk Bergedorf, Gemarkung
Bergedorf, Ortsteil 602, belegene Flurstück 7223, bele-
gen westlich Stuhlrohrstraße 21, mit sofortiger Wir-
kung für den öffentlichen Verkehr gewidmet.

9. Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen werden die im Bezirk Bergedorf, Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil 602, belegenen Flurstücke
7233 (teilweise) und 7226 (teilweise), belegen Kamp-
deich, Vorplatz der Moschee, mit sofortiger Wirkung
für den öffentlichen Verkehr bis zu 3,5 t Gesamtgewicht
gewidmet. Die zu widmenden Flächen sind schraffiert
dargestellt.

Veränderung der Benutzbarkeit von Wegeflächen

10. Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974
(HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im
Bezirk Bergedorf, Gemarkung Bergedorf, Ortsteil 602
(Flurstück 7317 [teilweise]), belegenen Wegeflächen
mit sofortiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr
entwidmet. Der Fußgängerverkehr ist hiervon ausge-
nommen. Radfahrverkehr sowie Anliegerverkehr mit
gesonderten Ausweisen und der Lieferverkehr, ledig-
lich mit einer Ausnahmegenehmigung nach § 46 StVO,
sind weiterhin zugelassen.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes
des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 107,
21035 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 9. August 2012

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1658

Widmung von Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, nach § 6 des Hamburgischen Wege-

gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen die im Bezirk Wandsbek, Gemar-
kung Wellingsbüttel und Bramfeld, Ortsteile 517 und 515,
belegenen Wegeflächen Radekamp (Flurstücke 679 und
537), von der Waldingstraße Hausnummer 49 a gegenüber-
liegend abzweigend und in einer Kehre endend, mit soforti-
ger Wirkung dem öffentlichen Verkehr und den Verbin-
dungsweg vom Kehrenkopf bis zum Am Stühm-Nord ver-
laufend mit sofortiger Wirkung dem Fußgängerverkehr zu
widmen.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. August 2012

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1659

Widmung von privaten Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird der im Bezirk Bergedorf, Gemarkung Ochsen-
werder, Ortsteil 608, belegen am Flurstück 3597, etwa 165 m
lange, von der Graumannwiete beginnend und in den Och-
senwerder Landscheideweg einmündende Fritz-Schade-
Weg mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr ge-
widmet.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes
des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 107,
21035 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 13. August 2012

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1659
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Auftragsbekanntmachung
Richtlinie 2004/18/EG 

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer 

Postanschrift: 

Sachsenfeld 3–5, 20097 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n): 

Zu Händen von Frau Köhler,
Zentrale Vergabestelle,
Telefon: +49 (0)40 / 4 28 26 - 24 99,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 26 - 24 88

E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 

Sonstige: siehe Anhang A.II

Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an:

Sonstige: siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Sonstige: Verkehrsinfrastruktur

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Lieferung von 2 Großkehrmaschinen für die
Autobahnmeistereien in Hamburg.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Lieferauftrag

Kauf

Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: 

Autobahnmeisterei Stillhorn, 
Altenfelder Weg 12, 21109 Hamburg; 

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Lieferung von 2 selbstfahrenden Großkehrma-
schinen für die Hamburger Autobahnmeistereien
Stillhorn und Othmarschen.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 34144000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: –

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Beginn: 1. Dezember 2012, 
Abschluss: 1. Mai 2013

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: 

Zahlungen im Rahmen der VOL/B und der Ver-
gabeunterlagen.

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Eigenerklärung

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Mindestens 3 Referenzen über verkaufte Fahr-
zeuge der letzten 3 Jahre mit gleicher Technik;
Nachweis eines flächendeckenden Kundendiens-
tes in 72 Stunden, Ersatzteile müssen nach Auf-
forderung jedes Dienstgehöfts in spätestens 72
Stunden zugestellt sein;

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
ISO Zertifikat 9001; Gewichtsbilanz mit Anga-
ben zum Aufbaugewicht und Gesamtgewicht
einschl. Fahrgestell; Aufbauzeichnung mit Fahr-
gestell unter Angabe aller Abmessungen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: 
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal:
Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
OV-K5-291/12

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Sonstige frühere Bekanntmachungen:
Bekanntmachungsnummer im ABl:
2012/S 045-073564 vom: 6. März 2012

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen: 
Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme:
27. September 2012, 12.00 Uhr
Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
2. Oktober 2012, 10.30 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: 30. November 2012

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
2. Oktober 2012, 10.30 Uhr

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Finanzbehörde
Postanschrift:
Rödingsmarkt 2, 20459 Hamburg, Deutschland,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 23 - 20 20

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftragge-
ber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt
nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht später
als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupte-
ten Verstoßes eingelegt wird.
Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
8. August 2012

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
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Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem): 

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland

Zu Händen von:  R-ZVA, Zimmer E 228

Telefax: +49 (0)40 / 4 28 40 - 25 54

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland

Zu Händen von:  R-ZVA, Zimmer E 231

Hamburg, den 8. August 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
748

Auftragsbekanntmachung
Richtlinie 2004/18/EG 

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer 
Postanschrift: 
Sachsenfeld 3–5, 20097 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n): 
Zu Händen von Frau Köhler,
Zentrale Vergabestelle,
Telefon: +49 (0)40 / 4 28 26 - 24 99,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 26 - 24 88
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 
Sonstige: siehe Anhang A.II
Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an:
Sonstige: siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Sonstige: Verkehrsinfrastruktur

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Lieferung eines betriebsfertigen Mehrzweck-
Arbeitsschiffes.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Lieferauftrag

Kauf

Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: 

Hamburger Hafen

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Lieferung eines betriebsfertigen „alstergängigen“
Mehrzweck-Arbeitsschiffes.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 34500000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: –

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Beginn: 1. Dezember 2012, 
Abschluss: 15. Dezember 2013

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 

Bankbürgschaft in Höhe von 5 % der Auftrags-
summe bis zum Ende der Gewährleistungszeit
des Bootes.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: 

Zahlungen im Rahmen der VOL/B und der Ver-
gabeunterlagen.
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III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Eigenerklärung; EVB-ILO; Erklärung zur Ver-
wenung von Holzprodukten.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Mindestens 3 Referenzen öffentlicher Auftragge-
ber über ähnliche Schiffe in den letzten 10 Jah-
ren; Bescheinigung über die Eintragung in ein
Berufs- oder Handelsregister.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Großer Eignungsnachweis Schweißen; General-
plan mit ausführlicher Spezifikation für alle Bau-
gruppen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: 
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal:
Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
OV-K5-290/12

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen: 
Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme:
25. September 2012, 12.00 Uhr
Kostenpflichtige Unterlagen: Ja
Preis: 28,– Euro
Zahlungsbedingungen und -weise: 
Banküberweisung, Schecks oder Briefmarken
werden nicht angenommen. Überweisung des
Kostenbeitrages unter Angabe des Aktenzeichens
OV-K5-290/12. Die Verdingungsunterlagen wer-
den nur versandt, wenn der Nachweis der Ein-
zahlung vorliegt. Das eingezahlte Entgelt wird
nicht erstattet. 
Empfänger:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt ZVA, 
Konto-Nr. 375 202 205, BLZ 200 100 20, 
Geldinstitut Postbank Hamburg. 
Bei Bank- oder Postüberweisungen bitte gleich-
zeitig Anforderungsschreiben an die Anschrift
A.II (Verdingungs-/Ausschreibungs- und ergän-
zende Unterlagen) schicken. 
IBAN DE 50200100200375202205, 
BICPBNKDEFF200 (Ort: Hamburg)

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
2. Oktober 2012, 9.30 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: 30. November 2012

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
2. Oktober 2012, 9.30 Uhr
Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen:Nein

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Finanzbehörde
Postanschrift:
Rödingsmarkt 2, 20459 Hamburg, Deutschland,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 23 - 20 20
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VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftragge-
ber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt
nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht später
als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupte-
ten Verstoßes eingelegt wird.
Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
10. August 2012

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem): 

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland

Zu Händen von:  R-ZVA, Zimmer E 228

Telefax: +49 (0)40 / 4 28 40 - 25 54

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland

Zu Händen von:  R-ZVA, Zimmer E 231

Hamburg, den 10. August 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
749

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Wissenschaft und Forschung
vertreten durch die 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Hochschulbau –

Weidestraße 122 c, 22083 Hamburg, Deutschland
Telefon: +49 / 040 / 4 28 63 - 52 87
Telefax: +49 / 040 / 4 27 94 - 07 94
E-Mail: hsbvergabe@bsu.hamburg.de
Weitere Auskünfte erteilen: 
Sonstige: siehe Anhang A.I 
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung
Bildung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Neubauten MIN-Forum und Informatik, Univer-
sität Hamburg – Leistungen Tragwerksplanun-
gen.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
Dienstleistungskategorie Nr: 12
Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.
Hauptort der Ausführung, Lieferung oder
Dienstleistungserbringung: –
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 
Gegenstand dieses Verfahrens ist die Realisierung
von Flächen für die Informatik und das MIN-
Forum mit ca. 18.000 m² NF 1-6 im Rahmen des
aus dem städtebaulichen Wettbewerb hervorge-
gangenen Gesamtkonzepts für den MIN-Campus
an der Bundesstraße. 
Die Flächen beinhalten kleine und große Hör-
säle, Seminarräume, eine zentrale Mensa mit
Großküche, eine Zentralbibliothek mit Frei-
handbereich, Büros und Rechnerbereiche. 
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Die Bauaktivitäten für den Neubau am Geomati-
kum und für die Neubauten MIN-Forum und
Informatik laufen über eine längere Dauer zeit-
lich parallel. Auf Grund der zeitlichen und der
räumlichen Nähe/Enge zeichnet sich hier eine
große logistische Herausforderung ab. 

In zeitlicher Abfolge sollen nacheinander erst die
Neubauten errichtet und dann der entsprechende
Altbestand abgerissen werden. Dieses Vorgehen
erfordert, dass auch in den Übergangsphasen,
baulich und baubegleitend, der Campus in sich
funktionieren und die Institute arbeitsfähig blei-
ben müssen. 

Ausgeschrieben sind die Grundleistungen gemäß
§ 49 HOAI. Das Projekt soll über ein ÖÖP-Ver-
fahren realisiert werden, entsprechend hängen
die späteren Leistungsphasen und die weitere Be-
auftragung von dem künftigen ÖÖP-Partner ab. 

Folgende Kriterien sind zu berücksichtigen:
Wirtschaftlichkeit in Planung, Ausführung und
Betrieb, Prinzipien des nachhaltigen Bauens,
Minimierung der Lebenszykluskosten und Opti-
mierung der Energieeffizienz des Gebäudes.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 71327000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Grundleistungen gemäß § 49 HOAI

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: 12 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 

Haftpflichtversicherung: 
Personenschäden: 1.500.000,– Euro
Sonstige Schäden: 1.500.000,– Euro

Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die Maxi-
mierung der Ersatzleistung mindestens das Zwei-
fache der Versicherungssumme beträgt.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmäch-
tigtem Vertreter(in).

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: 

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren
sind in einem verschlossenen Umschlag, gekenn-
zeichnet mit der Auftragsbezeichnung des Auf-
traggebers gem. II.1.1), einzureichen.

Für den Fall, dass die Bewerberin oder der
Bewerber beabsichtigt, sich bei der Erfüllung des
Auftragesder Kapazitäten anderer Unternehmen
zu bedienen (z.B. durch Unteraufträge), so sind
auch für diese Unternehmen, ungeachtet des
rechtlichen Charakters der zu diesen bestehen-
den Verbindungen, sämtliche/folgende in Ziff.
III.2.1 bis III.2.3 geforderten Erklärungen und
Nachweise vorzulegen. 

Des weiteren ist eine Erklärung des anderen
Unternehmens vorzulegen, mit dem dieses sich
verpflichtet, für den Fall der Auftragserteilung an
die Bewerberin bzw. den Bewerber, genau anzu-
gebende Leistungen zu erbringen.

Folgende in Ziff. III.2.1 bis III.2.3 geforderte
Erklärungen und Nachweise gem. VOF sind in
der aufgeführten Reihenfolge geheftet vorzule-
gen. Darüber hinausgehende Informationsunter-
lagen sind nicht erwünscht. Fremdsprachige
Bescheinigungen bedürfen einer Übersetzung in
die deutsche Sprache.

1.) Angaben, ob und auf welche Art die Bewerbe-
rin bzw. der Bewerber wirtschaftlich mit
Unternehmenverknüpft ist oder ob und auf
welche Art sie oder er auf den Auftrag bezo-
gen in relevanter Weise mit Anderen
zusammenarbeitet, sofern dem nicht berufs-
rechtliche Vorschriften entgegenstehen.

2.) Formlose Erklärung, dass kein Ausschluss
der Finanzbehörde der Freien und Hanse-
stadt Hamburg von der Teilnahme am Wett-
bewerb nach § 4 Abs. 9 Buchstaben b) und c)
VOF besteht, und dass keine Ausschluss-
gründe gemäß § 4 VOF vorliegen.

3.) Namen/berufliche Qualifikation der Perso-
nen, die die Leistung im Auftragsfall tatsäch-
lich erbringen sollen. 

4.) Juristischen Personen haben einen aktuellen
Handelsregisterauszug bzw. eine gleichwer-
tige Bescheinigung des Herkunftslandes,
nicht älter als 3 Monate, beizubringen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

5.) Bescheinigung über den Abschluss einer
Berufshaftpflichtversicherung.

Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
vgl. III.1.1
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III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Bepunktung der unter 6 und 7 geforderten
Nachweise erfolgt mit bis zu einer Nachkomma-
stelle. 
6.) Eine Liste der wesentlichen in den letzten

drei Jahren erbrachten Leistungen mit der
Angabe des Rechnungswertes/Bausumme,
der Leistungszeit sowie der öffentlichen oder
privaten Auftraggeber der erbrachten Dienst-
leistungen,
– bei Leistungen für öffentliche Auftragge-

ber durch eine von der zuständigen Be-
hörde ausgestellte oder beglaubigte Be-
scheinigung,

– bei Leistungen für private Auftraggeber
durch eine vom Auftraggeber ausgestellte
Bescheinigung; ist eine derartige Beschei-
nigung nicht erhältlich, so ist eine einfache
Erklärung des Bewerbers zulässig (0-2
Punkte)

7.) Umfangreiche Erfahrungen in folgenden Be-
reichen:
a) Nachweis, dass mit der verwirklichten

Tragwerksplanung eine besonders hoch-
wertige aber auch kostenbewusste Ent-
wurfsqualität verwirklicht werden konnte
(0-2 Punkt).

b) Erfahrung mit Bauwerken der Größenord-
nung von > ca. 35.000 m² BGF mit kom-
plexen Nutzungsverhältnissen (0-1 Punkt).

c) Erfahrung mit Bauwerken der Größenord-
nung von > ca. 15.000 m² BGF mit Bau-
grubenverbau und Baugrubensicherungs-
maßnahmen bei innerstädtischen Projek-
ten mit komplizierten Randbedingungen
(0-4 Punkt).

d) Erfahrung mit der Planung und Ausfüh-
rung von Bibliotheken (0-2 Punkt).

Der Nachweis für die Erfahrungsbereiche a)
bis d) ist zu führen anhand 4 erfolgreich
durchgeführter Bauvorhaben der letzten 5
Jahre mit folgendenAngaben:
I. jeweils 1 vergleichbares Referenzobjekt
II. Auftraggeber/in und Ansprechpartner/in

mit Telefonnummer, 
III. Zeitraum der Ausführung,
IV Art der Leistungen,
V Gesamtkosten des Objektes,
VI. Auftragsumfang,
VII. Ausweis der Nachunternehmer-

leistungen. 
Es werden keine Bewerbungsblätter/Bewer-
bungsmappen zur Verfügung gestellt! Somit sind
max. 4 Projekte anzugeben, Mehrfachnennungen
sind möglich. Darüber hinausgehende Projekt-
beispiele werden nicht berücksichtigt, es wird
jeweils nur das erstgenannte Projekt bewertet.
Für jedes Projekt soll die Darstellung in Wort
und Bild (farbig) max. auf 2 Seiten DIN A 4 erfol-
gen. Ist die Anzahl der Büros, die die Auswahl-
kriterien erfüllen, größer als 3 Büros, wird die
Auswahl durch das Los getroffen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

III.3.2) Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden:

Geplante Zahl der Wirtschaftsteilnehmer: 3

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 

Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zuerörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:

Kriterien Gewichtung

1. Wirtschaftlichkeit in Planung,
Ausführung und Betrieb 30

2. Qualität 20

3. Fachlicher und Technischer Wert 30

4. Honorar im Rahmen des 
geltenden Preisrechts 20

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

2012 0012 HSB-BM 1

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen: –

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

14. September 2012, 14.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –
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IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags:
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln derEuropä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Vergabekammer bei der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt
Düsternstraße 10, 20355 Hamburg, Deutschland

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
10. August 2012

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: 

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Hochschulbau –, Weidestraße 122 c, 
22083 Hamburg, Deutschland,
Telefax: +49 / 040 / 4 27 94 - 07 94
E-Mail: hsbvergabe@bsu.hamburg.de

Hamburg, den 13. August 2012
Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt

750

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 12 A 0331

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 0,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 06

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 12 A 0331
Trockenbauarbeiten
62652 K 1201 742286 Herrichtung Hauptgebäude 

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: –

d) Art des Auftrages: Ausführen von Bauleistungen 

e) Ort der Ausführung: 

Ahrensburger Straße 116, Hamburg 

f) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der
baulichen Anlage:

Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage: 

Dreigeschossiges Bürogebäude inkl. KG, 1500 m2

Art und Umfang der Leistung:

Ca. 200 m2 abgehängte Decken, Trockenbauwände F30,
F90.

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfrist: 

Beginn der Ausführung: 8. Oktober 2012
Fertigstellung der Leistungen bis: 5. November 2012

j) Nebenangebote: sind zugelassen

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:

bei Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Bewerbungsschluss: 30. August 2012

Versand der Verdingungsunterlagen: 5. September 2012

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in
Papierform:

Höhe des Entgeltes: 5,– Euro

Zahlungsweise: Banküberweisung (Bargeld, Schecks
und Briefmarken werden nicht angenommen.)

Empfänger: siehe Buchstabe a)

Kontonummer: 1 027 210 333

BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse

IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333

BIC-Code: HASPDEHHXXX

Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 12 A 0331

Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.

Hinweis:

Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn

– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-
geben wurde,

– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-
lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegan-
gen ist. 

Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabe-
stelle, siehe Buchstabe a).

q) Angebotseröffnung: 

21. September 2012, 10.00 Uhr, 
Ort: siehe Buchstabe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen
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t) Rechtsform der Bietergemeinschaften: 
selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver-
treter

u) Nachweise zur Eignung:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die Vor-
aussetzung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigen-
erklärungen (auch die der Nachunternehmen) durch
Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu
bestätigen. 
Das Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) ist
erhältlich.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3
VOB/A zu machen: –

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 
22. Oktober 2012

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 450
Zur Überprüfung der Zuordnung zum 20 %-Kontingent
für nicht EU-weite Vergabeverfahren (§ 2 Nr. 6 VgV):
Vergabekammer (§ 104 GWB)

x) Sonstige Angaben:
Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt: Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
Technische Fragen: Frau Schnur
Telefon: 040 / 4 28 42 - 381

Hamburg, den 13. August 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 751

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 12 A 0343

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 0,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 06

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 12 A 0343

Pflasterarbeiten Leerrohrtrasse

62611 N 1103 Umsetzung Strahlenmessanlage 

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: –

d) Art des Auftrages: Ausführen von Bauleistungen 

e) Ort der Ausführung: 

Finkenwerder Straße 4, 21129 Hamburg 

f) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der
baulichen Anlage:

Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage: 

Tiefbauarbeiten Leehrohrtasse, Anfahrschutz

Art und Umfang der Leistung:

Kabelschutzrohr DN 100 ca. 160 m, Zwei Kabeltrog-
schächte, Leitungsgraben ca. 90 m und ca. 1,25 m tief,
zwei Einzelfundamente herstellen, Betonsteinpflaster
ca. 70 m2 aufnehmen und wieder einbauen, Anfahr-
schutz ca. 20 m herstellen.

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfrist: 

Beginn der Ausführung: 8. Oktober 2012
Fertigstellung der Leistungen bis: 23. Oktober 2012

j) Nebenangebote: sind zugelassen

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:

bei Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Bewerbungsschluss: 29. August 2012

Versand der Verdingungsunterlagen: 4. September 2012

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in
Papierform:

Höhe des Entgeltes: 8,– Euro

Zahlungsweise: Banküberweisung (Bargeld, Schecks
und Briefmarken werden nicht angenommen.)

Empfänger: siehe Buchstabe a)

Kontonummer: 1 027 210 333

BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse

IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333

BIC-Code: HASPDEHHXXX

Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 12 A 0343

Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.

Hinweis:

Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn

– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-
geben wurde,

– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-
lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegan-
gen ist. 

Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.
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o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabe-
stelle, siehe Buchstabe a).

q) Angebotseröffnung: 

20. September 2012, 10.00 Uhr, 
Ort: siehe Buchstabe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

t) Rechtsform der Bietergemeinschaften: 

selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver-
treter

u) Nachweise zur Eignung:

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die Vor-
aussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigen-
erklärungen (auch die der Nachunternehmen) durch
Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu
bestätigen. 

Das Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) ist
erhältlich.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3
VOB/A zu machen: –

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 

22. Oktober 2012

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 450

Zur Überprüfung der Zuordnung zum 20 %-Kontingent
für nicht EU-weite Vergabeverfahren (§ 2 Nr. 6 VgV):

Vergabekammer (§ 104 GWB)

x) Sonstige Angaben:

Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt: Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Technische Fragen: Herr Zimmer
Telefon: 040 / 4 28 42 - 435

Hamburg, den 13. August 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 752

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 12 A 0328

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 0,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 06

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 12 A 0328
Maler- und Beschichtungsarbeiten
62652 K 1201 742286 Herrichtung Hauptgebäude 

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: –

d) Art des Auftrages: Ausführen von Bauleistungen 

e) Ort der Ausführung: 
Ahrensburger Straße 116, Hamburg 

f) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der
baulichen Anlage:
Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage: 
Dreigeschossiges Bürogebäude inkl. Kellergeschoss, ca.
1500 m2

Art und Umfang der Leistung:
Maler- und Beschichtungsarbeiten: ca. 5.000 m2 Neuan-
strich Büroräume und Flure, inkl. Türen und Fussleis-
ten.

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfrist: 
Beginn der Ausführung: 8. Oktober 2012
Fertigstellung der Leistungen bis: 19. November 2012

j) Nebenangebote: sind zugelassen

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
bei Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
Bewerbungsschluss: 30. August 2012
Versand der Verdingungsunterlagen: 5. September 2012

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in
Papierform:
Höhe des Entgeltes: 5,– Euro
Zahlungsweise: Banküberweisung (Bargeld, Schecks
und Briefmarken werden nicht angenommen.)
Empfänger: siehe Buchstabe a)
Kontonummer: 1 027 210 333
BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333
BIC-Code: HASPDEHHXXX
Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 12 A 0328
Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.
Hinweis:
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
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– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-
lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegan-
gen ist. 

Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabe-
stelle, siehe Buchstabe a).

q) Angebotseröffnung: 

20. September 2012, 11.30 Uhr, 
Ort: siehe Buchstabe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

t) Rechtsform der Bietergemeinschaften: 

selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver-
treter

u) Nachweise zur Eignung:

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die Vor-
aussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigen-
erklärungen (auch die der Nachunternehmen) durch
Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu
bestätigen. 

Das Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) ist
erhältlich.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3
VOB/A zu machen: –

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 

22. Oktober 2012

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 450

Zur Überprüfung der Zuordnung zum 20 %-Kontingent
für nicht EU-weite Vergabeverfahren (§ 2 Nr. 6 VgV):

Vergabekammer (§ 104 GWB)

x) Sonstige Angaben:

Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt: Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Technische Fragen: Frau Schnur
Telefon: 040 / 4 28 42 - 381

Hamburg, den 14. August 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 753

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

II.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
3B2 Ausschreibungen, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von: Frau Kirsten Spann
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Wettbewerbs/Projekts durch
den öffentlichen Auftraggeber/den Auftraggeber
Erweiterung der Stadtteilschule Bergstedt am
Standort Volksdorfer Damm 218, Hamburg –
Objektplanung gemäß § 33 HOAI

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
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Dienstleistungskategorie Nr: 12

Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischenBeschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Seit dem 1. Januar 2010 ist das Sondervermögen
Schulbau wirtschaftlicher Eigentümer aller für
schulische Zwecke genutzter Grundstücke und
Gebäude der staatlichen allgemeinbildenden und
beruflichen Schulen in Hamburg mit einer
Grundstücksfläche von rd. 9,1 Mio. m² und einer
Hauptnutzfläche von rd. 2,2 Mio. m². Das Son-
dervermögen hat die Aufgabe, die Schulimmobi-
lien unter Berücksichtigung der schulischen
Belange nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu
planen, zu bauen, zu unterhalten und zu bewirt-
schaften und sie an die Behörde für Schule und
Berufsbildung zu vermieten. 

In dieser Tätigkeit wurde das Sondervermögen
beauftragt, die Stadtteilschule Bergstedt in Ham-
burg zu erweitern. Für die Gesamtmaßnahme ist
gemäß Auftragsbeschreibung ein Investitionsvo-
lumen von ca. 9,5 Mio. Euro inkl. USt. geschätzt.

Der Auftrag umfasst folgenden Zubau:

1. Zubau von allgemeinen Unterrichtsräumen,
Fachräumen, Essbereich, Lehrer- und Verwal-
tungsbereich sowie Ganztagsbereich in Form
eines Neubaus auf einem Nachbargrundstück.

2. Im Einzelnen:

a. Zubau von 15 Klassenräumen (ca. 1.368 m²
NF1-6, gem. DIN 277);

b. Zubau von 2 NW-Räumen zzgl. Sammlung
(ca. 216 m² NF 1-6, gem. DIN 277);

c. Zubau von 2 Arbeitslehrefachräumen zzgl.
Sammlung (ca. 192 m² NF 1-6, gem. DIN
277);

d. Zubau von 1 Fachraum aus dem Bereich
Musik/Kunst/Darstellendes Spiel (ca. 96 m²
NF 1-6, gem. DIN 277);

e. Zubau von Lehrer- und Verwaltungsflächen
(ca. 144 m² NF 1-6, gem. DIN 277);

f. Zubau eines Ganztagsbereichs mit multi-
funktionalem Essbereich (ca. 360 m² NF 1-6,
gem. DIN 277), Koordinierungsbereich (ca.
24 m² NF 1-6, gem. DIN 277) und Küche
(ca. 48 m² NF 1-6, gem. DIN 277).

Die Realisierung ist als Neubau auf einem Nach-
bargrundstück des vorhandenen Schulstandorts
vorgesehen. Die Baumaßnahme muss bis 2016
abgeschlossen sein.

Die zu vergebenen Leistungen bestehen aus:
– Leistungsphasen 1 bis 2 gemäß § 33 HOAI,

Objektplanung.
– Leistungsphasen 3 bis 9 gemäß § 33 HOAI,

Objektplanung als optionale Beauftragung
durch Bestimmung des AG (gegebenenfalls in
noch von dem Auftraggeber festzulegenden
Stufen).

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)
Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gemäß Schwellenwertberechnung wird das
Honorarvolumen auf ca. 450.000,– Euro inklusive
Nebenkosten und ohne Umsatzsteuer geschätzt.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja
Leistungsphasen 3 bis 9 gemäß § 33 HOAI, Ob-
jektplanung als optionale Beauftragung durch
Bestimmung des AG (gegebenenfalls in noch von
dem Auftraggeber festzulegenden Stufen).

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 48 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Deckungssummen der Berufshaftpflicht:
Deckungssummen für Personenschäden von
1.500.000,– Euro (pro Schadensfall) und für sons-
tige Schäden von 500.000,– Euro (pro Schadens-
fall) bei einem in der EU zugelassenen Haft-
pflichtversicherer oder Kreditinstitut. Es ist der
Nachweis zu erbringen, dass die Maximierung
der Ersatzleistung mindestens das Zweifache der
Versicherungssumme beträgt. Versicherungsnach-
weise bei Bietergemeinschaften müssen von je-
dem Mitglied einzeln und die Deckungssummen
in voller Höhe nachgewiesen werden. Es ist der
Nachweis zu erbringen, dass die Maximierung
der Ersatzleistung mindestens das Zweifache der
Versicherungssumme beträgt, d.h. die Versiche-
rung muss bestätigen, dass für den Fall, dass bei
der Bewerberin bzw. dem Bewerber mehrere Ver-
sicherungsfälle in einem Jahr eintreten (z.B. aus
anderen Verträgen mit anderen Auftraggebern),
die Obergrenze für die Zahlungsverpflichtung
der Versicherung bei mindestens dem Zweifa-
chen der obenstehenden Versicherungssummen
liegt (Die schriftliche Bestätigung der Versiche-
rung der Bewerber/innen, die Berufshaftpflicht
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im Auftragsfall auf die geforderten Höhen anzu-
heben, oder zum Abschluss einer objektbezoge-
nen Versicherung bereit zu sein, ist als Nachweis
ausreichend.).

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Gesamtschuldnerisch haf-
tend mit bevollmächtigtem Vertreter(in).

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja

Der Auftragnehmer sowie sämtlich mit der Aus-
führung befassten Beschäftigten desselben wer-
den nach Maßgabe des Gesetzes über die förm-
liche Verpflichtung nicht beamteter Personen
(Verpflichtungsgesetz) vom 2. März 1974, geän-
dert durch das Gesetz vom 15. August 1974,
durch die zuständige Stelle des Auftraggebers
gesondert verpflichtet.

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Es wird darauf hingewiesen, dass die gemäß § 5
(3) VOF eingeräumte Befugnis zum Nachreichen
von Unterlagen vorliegend nicht zum Tragen
kommt. Fehlende Ergänzungen und Nachweise,
die gefordert und bis zum Ablauf der Bewer-
bungsfrist nicht vorgelegt wurden, führen in die-
sem Verfahren zwingend zum Ausschluss. 

Angaben der Bewerber gemäß VOF § 4 (2), (3); 
§ 4 (6) a) bis g), (9) a) bis e); § 5 (1). Die Durch-
führung der Leistungen soll gemäß § 2 (3) unab-
hängig von Ausführungs- und Lieferinteressen
erfolgen. 

Mit dem Teilnahmeantrag sind folgende Unterla-
gen und Erklärungen abzugeben:

– Spezifisches Anschreiben (formlos);

– ausgefüllter Bewerberbogen, anzufordern bei
der genannten Kontaktstelle;

– Anlage 1 A: Nachweis über die Eintragung im
Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie);

– Anlage 1 B: Erklärungen darüber, dass keiner
der in § 4 Abs. 6 a) bis g) sowie § 4 Abs. 9 a) bis
e) VOF genannten Ausschlussgründe auf den
Bewerber zutrifft (Vordruck); zusätzlich sind
die Nachweise über die geleisteten Steuerzah-
lungen und Sozialabgaben beizufügen;

– Anlage 1 C: Erklärung, ob und auf welche Art
der Bewerber auf den Antrag bezogen in rele-
vanter Weise mit anderen zusammenarbeitet
(Vordruck);

– Anlage 1 D: Bereitschaft zur Verpflichtung
gemäß Verpflichtungsgesetz (Vordruck);

– Anlage 1 E: Bevollmächtigung des Vertreters
bei Bietergemeinschaften (Vordruck);

– Anlage 1 F: Angaben zu Auftragsteilen in einer
Bietergemeinschaft (Vordruck);

– Anlage 1 G: Erklärung über die Leistungsbe-
reitstellung bei Unterauftragsnehmern (Vor-
druck);

– Anlage 2 A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit
den unter III.1.1 genannten Deckungssummen
(in Kopie) oder den Nachweis über die Anhe-
bung gemäß Ziffer III.1.1. Bei Bietergemein-
schaften siehe Ziffer III.1.1;

– Anlage 3 A: Nachweis über die Berufszulas-
sung oder Bescheinigung über die berufliche
Befähigung des Bewerbers (in Kopie);

– Anlage 3 B: Darstellung zweier vergleichbarer
Referenzprojekte mit Referenzschreiben. 

Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis
auf Kammerurkunden und Diplom-Urkunden)
nicht älter als 12 Monate und noch gültig sein.
Die geforderten Unterlagen sind bei Bieterge-
meinschaften für alle Mitglieder vorzulegen,
wobei jedes Mitglied seine Eignung für die Leis-
tung nachweisen muss, die es übernehmen soll;
die Aufteilung ist anzugeben. Ausländische
Bewerber können an der Stelle der geforderten
Eignungsnachweise auch vergleichbare Nach-
weise vorlegen. Sie werden anerkannt, wenn die
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Staa-
tes, indem das Unternehmen ansässig ist, erstellt
wurden. Bestätigungen in anderer als der deut-
schen Sprache sind in beglaubigter Übersetzung
vorzulegen. Das Format der Unterlagen darf DIN
A 3 nicht überschreiten. Die einzureichenden
Unterlagen bitte deutlich sichtbar mit Ziffern
und Buchstaben in der im Bewerbungsbogen vor-
gegebenen Reihenfolge kennzeichnen. Die Seiten
bitte durchgehend nummerieren. Die Bewerbung
und zugehörige Unterlagen werden nicht zurück-
gesandt. Die Bewerbung ist in einem als Teilnah-
meantrag (mit Angabe der Vergabenummer)
gekennzeichneten, verschlossenen Umschlag ein-
zureichen. Für die geforderten Angaben sind die
Vordrucke sowie der Bewerbungsbogen auszufül-
len. Diese sind schriftlich oder unter der E-Mail
vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de anzufor-
dern. Es sind nur Bewerbungen mit vollständig
ausgefülltem und unterschriebenem Bewer-
bungsbogen sowie der beigefügten Vordrucke
und den darin geforderten Angaben und Anlagen
einzureichen. Die Vergabestelle behält sich vor,
weitere Angaben zu fordern.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Es wird darauf hingewiesen, dass die gemäß § 5
(3)VOF eingeräumte Befugnis zum Nachreichen
von Unterlagen vorliegend nicht zum Tragen
kommen. Fehlende Ergänzungen und Nach-
weise, die gefordert und bis zum Ablauf der
Bewerbungsfrist nicht vorgelegt wurden, führen
in diesem Verfahren zwingend zum Ausschluss.
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A) Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversi-
cherung oder eine entsprechende, umfas-
sende Bankerklärung (mind. 0,5 Mio. Euro
für sonstige Schäden, mind. 1,5 Mio. Euro für
Personenschäden).

B) Erklärung über den Teilumsatz des Bewerbers
für den Leistungsbereich gemäß § 33 HOAI
in den letzten drei Geschäftsjahren (je Jahr;
2009, 2010; 2011). Der durchschnittliche Jah-
resteilumsatz muss mindestens 400.000,–
Euro (netto) erreichen. Sofern in Bieterge-
meinschaft angeboten wird, muss die Jahres-
gesamtsumme aller Bieter der Gemeinschaft
den genannten Mindestwert erreichen. In der
Erklärung sind zudem die Umsatzzahlen
jeweils pro Mitglied der Bietergemeinschaft
einzeln anzugeben.

Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z.B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass die Leistungsfähigkeit
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z.B. über die Höhe des
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o.ä.).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die gemäß § 5
(3) VOF eingeräumte Befugnis zum Nachreichen
von Unterlagen vorliegend nicht zum Tragen
kommen. Fehlende Ergänzungen und Nach-
weise, die gefordert und bis zum Ablauf der
Bewerbungsfrist nicht vorgelegt wurden, führen
in diesem Verfahren zwingend zum Ausschluss.
A) Nachweis der beruflichen Befähigung des

Bewerbers/der für die Leistung vorgesehenen
Personen, hier: Architekt/in für die Leistun-
gen gemäß § 33 HOAI Objektplanung.

B) Nachweis der erbrachten Leistungen für zwei
vergleichbare Projekte. Die Projekte müssen
innerhalb der vergangenen 6 Jahre mit dem
Abschluss der Leistungsphase 8 und der
Übergabe an die Nutzer realisiert worden
sein. Entsprechende Referenzen sind unter
der Angabe der Projektbeschreibung, Angabe
der erbrachten Leistungen gemäß HOAI
(Leistungsbild und Leistungsphasen), An-
gabe des Leistungszeitraums von Beginn bis
Abschluss Leistungsphase 8 und Übergabe an
den Nutzer, Angabe der Baukosten (KG 300
und 400 gemäß DIN 276), Angabe der bear-
beiteten Bruttogeschossfläche (BGFa gemäß
DIN 277), der Nennung der maßgeblich be-
teiligten Projektleiter/in und gegebenenfalls
beteiligte Unterauftragnehmer/ARGE-Part-
ner, der Nennung des Bauherrn mit An-
sprechpartner und Telefonnummer und Refe-
renzschreiben oder Referenzbestätigung des
Bauherrn einzureichen. Die zwei vergleichba-
ren Referenzprojekte sind auf maximal je
einem Blatt DIN A3 detailliert vorzustellen.
Aus den Referenzen soll die Qualifikation des
Bewerbers hinsichtlich Erfahrung mit ver-
gleichbaren Projekten ersichtlich werden.

Mit den Referenzen ist zwingend eine Erfah-
rung mit öffentlichen Auftraggebern, mit
Neubau sowie mit Bauvorhaben für das Bil-
dungswesen nachzuweisen.

C) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäftig-
ten Mitarbeiter und Führungskräfte der letz-
ten drei Jahre. Hiervon sind im Bereich Ob-
jektplanung gemäß § 33 HOAI mindestens 
4 Ingenieure/innen im Durchschnitt der letz-
ten drei Jahre nachzuweisen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

Geforderte Berufsqualifikation gemäß § 19 VOF.
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Archi-
tekt/in für die Leistungen gem. § 33 HOAI gefor-
dert. Juristische Personen sind zugelassen, wenn
sie für die Durchführung der Aufgabe verant-
wortliche Berufsangehörige gemäß vorangegan-
genem Satz benennen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 

Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5

Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 

Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern,
die nicht ausgeschlossen wurden und die diege-
nannten Anforderungen erfüllen, diejenigen aus,
die er zur Verhandlung auffordert. Die Auswahl
erfolgt anhand der zwei eingereichten Referenz-
projekte jeweils in den Kriterien vergleichbare
Größe (0-2 Punkte), vergleichbare Bauaufgabe (0-
2 Punkte), vergleichbares Leistungsbild (0-2
Punkte), vergleichbare angestrebte Qualität (0-2
Punkte) und die Vorlage eines Referenzschrei-
bens oder Referenzbestätigung vom Bauherren
(0-1 Punkte). Insgesamt können mit beiden Refe-
renzen zusammen maximal 18 Punkte erreicht
werden. Der dabei verwendete Auswahlbogen
mit den formalen Kriterien, Mindestanforderun-
gen und Auswahlkriterien wird mit dem Bewer-
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bungsbogen versandt. Erfüllen mehrere Bewer-
ber gleichermaßen die Anforderungen und ist die
Bewerberzahl nach einer objektiven Auswahl ent-
sprechend der zu Grunde gelegten Kriterien zu
hoch, behält sich die Vergabestelle vor, die Teil-
nehmeranzahl zu erhöhen oder gem. §10 (3) VOF
unter den verbliebenen Bewerbern zu losen.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 

Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:

Kriterien Gewichtung

1. Fachlicher Wert 15 %

2. Qualität 25 %

3. Kundendienst 10 %

4. Ausführungszeitraum 10 %

5. Umwelteigenschaften 10 %

5. Preis/Honorar 30 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOF 013/2012

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: 3. September 2012,
14.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

10. September 2012, 14.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: 5. Oktober 2012

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 

Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden
Homepage veröffentlicht:

http://www.hamburg.de/031-ausschreibungen/
3286604/ausschreibungen.htm. 

Die Beauftragung erfolgt stufenweise. Weitere vor-
läufige Termine des dem Teilnahmewettbewerb
anschließenden Verhandlungsverfahrens: Ver-
sendung der Angebotsaufforderung in der 40. Ka-
lenderwoche 2012; Einreichung der Honoraran-
gebote in der 43. Kalenderwoche 2012; Verhand-
lungsgespräche in der 45. Kalenderwoche 2012.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt

Postanschrift:

Düsternstraße 10, 20355 Hamburg, Deutschland
Telefon: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt

Postanschrift:

Düsternstraße 10, 20355 Hamburg, Deutschland
Telefon: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

9. August 2012

Hamburg, den 9. August 2012

Die Finanzbehörde 754



Dienstag, den 21. August 2012 1675Amtl. Anz. Nr. 65

Bekanntmachung

Öffentliche Ausschreibung 

a) SBH | Schulbau Hamburg, 
3B2 Ausschreibungen,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 94,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43,
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Winterhuder Reformschule, 
Meerweinstraße 26-28, 22303 Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH VOB-Ö 006/2012

Erneuerung der Naturwissenschaftlichen Räume, Ver-
größerung von 3 Klassenräumen, Erneuerung der
Laboreinrichtungen.

g) Entfällt

h) Angebote können für ein oder mehrere Lose abgegeben
werden, ein Angebot für die Gesantleistung ist nicht
zulässig.

LOS 1 Erw. Rohbauarbeiten
– Abbrucharbeiten (z.T. Schadstoffe in  Decken, Wän-

den, Böden)
– Herstellen von Abfangungen 
– Mauererarbeiten (Herstellen von Öffnungen, Wän-

den)
– Putzarbeiten
– Fliesenarbeiten

LOS 5 Trockenbauarbeiten 
– Akustik-Rasterdecke mit Randfries (ca. 300 m²) 

– Herstellen von 3 Wänden

– Brandschutzbekleidungen

– Türelemente (3 Stück) 

LOS 6 Malerarbeiten
– Anstriche Wandflächen und div. Bauteile 
LOS 7 Bodenebelagsarbeiten 
– Verlegen von Linoleum ca. 300 m² 
– Ausbesserungsarbeiten

i) Beginn: ab Bauauftrag, 
Ende: 52. Kalenderwoche 2012

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme: vom 15. August 2012 bis 30. August 2012,
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: pro LOS 10,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.
Empfänger: 
Finanzbehörde, SBH Schulbau Hamburg 
Kontonummer: 201 015 29 
BLZ: 200 000 00 
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg
Verwendungszweck: 7005851, SBH VOB-Ö 006/12
Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend das LOS
oder die LOSE an, für welche Sie die Unterlagen wün-
schen und beachten Sie, dass der Betrag von 10,– Euro
pro Los fällig wird. Bei Abforderung der Unterlagen für
mehrere Lose summiert sich somit der Betrag entspre-
chend. 
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungs-
schreiben an die Anschrift Buchstabe a) schicken.

m) Entfällt 
n) Die Angebote können bis zum 5. September 2012 bis

12.00 Uhr eingereicht werden. 
o) Anschrift: 

SBH | Schulbau Hamburg,
3B2 Ausschreibungen,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 5. Septem-

ber 2012 um 12.00 Uhr. 
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen
s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 4. Oktober 2012.
w) Beschwerdestelle:

SBH | Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin 
Teleax: 040 / 4 27 31 01 37

Hamburg, den 15. August 2012

Die Finanzbehörde 755
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Auftragsbekanntmachung
(Richtlinie 2004/18/EG)

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER
I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:
Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholtz Gemeinschaft
Postanschrift:
Notkestraße 85, 22603 Hamburg, Deutschland
Telefon: +49 / 40 / 89 98 - 24 80
Telefax: +49 / 40 / 89 98 - 40 09
Zu Händen von: 
Sekretariat Abt. Warenwirtschaft
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de
Internet-Adresse(n)
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers:
http://www.desy.de
Weitere Auskünfte erteilen:
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an: die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers: 
Sonstige: Stiftung bürgerlichen Rechts

I.3) Haupttätigkeit(en)
Sonstige: Forschung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag anderer öffent-
licher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Lieferung von Hohlleitern für XFEL

II.1.2) Art des Auftrags und Ort der Ausführung, Liefe-
rung bzw. Dienstleistung
Lieferauftrag
Kauf
Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: –
NUTS-Code DE60

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): –

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:
Der Linac des Europäischen XFEL verfügt über
25 HF-Stationen. Jede HF-Station besteht unter

anderem aus einem 10 MW Klystron und einer
HF-Leistungsverteilung für 4 Beschleunigermo-
dule mit je 8 supraleitenden Kavitäten. 

Der Linac wird bei einer HF-Frequenz von 1,3
GHz mit einer HF-Impulsdauer von 1,38 ms bei
einer Füllzeit der Kavitäten von 0,77 ms und
einer Wiederholungsrate von 10 Hz betrieben.
Die supraleitendenKavitäten haben einen loaded
quality factor von etwa 4,6 x 106. 

Um einen Elektronenstrahl von 5 mA mit einem
Gradienten von 23,6 MV/m zu beschleunigen,
werden 122 kWHF-Leistung für jede Kavität
benötigt. In dieser Betriebsart werden 5,2 MW
HF-Leistung aus jedem Klystron benötigt, ein-
schließlich der Verluste in den Hohleitern der
HF-Leistungsverteilung und einer Reserve von
15 % für Phasen- und Amplitudenkontrolle. Bei
10 MW Betrieb des Klystrons wird jede Kavität
mit 280 kW versorgt. Die HF-Leistungsvertei-
lung aus WR650 Hohlleitern wird für diese maxi-
male Leistung ausgelegt. 

Zwei zusätzliche HF-Stationen versorgen die RF-
Gun und ein einzelnes Beschleunigermodul des
Injektors. Die RF-Gun wird bei einer HF-Fre-
quenz von 1,3 GHz, einer Leistung bis zu 10 MW
mit einer HF-Impulsdauer von 0,8 ms bei einer
Wiederholungsrate von 10 Hz betrieben. 

Jeweils eine HF-Leistungsverteilung aus WR650
Hohlleitern verbinden die RF-Gun bzw. das 
Beschleunigungsmodul des Injektors mit dem
zugehörigen Klystron. Weitere Informationen
zum Europäischen XFEL kann der Website
http://xfel.desy.de/technical_information/tdr/tdr/
entnommen werden.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge:
(CPV) 

Hauptgegenstand: 332520000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote:

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Ja

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: –

II.2.2) Angaben zu Optionen: –

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: –

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auf-
tragsausführung: –

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLI-
CHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 

Siehe kaufmännischen Teil der Vergabeunterla-
gen.

Sonstige Mitteilungen
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III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen
Vorschriften:

Siehe kaufmännischen Teil der Vergabeunterla-
gen.

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Aktueller Auszug aus dem Berufs- oder Han-
delsregister. Bieter, die Ihren Sitz nicht in der
Bundesrepublik Deutschland haben, haben
entsprechende Bescheinigungen vorzulegen.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Ver-
pflichtungen zur Zahlung von Steuern und
Abgaben ordnungsgemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Beiträge
zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungs-
gemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass die Voraussetzungen
nach § 6 EG VOL/A (Verurteilung nach §§ 129,
129a, 129b StGB; §261 StGB; § 263 StGB; 
§ 264 StGB; § 334 St GB; Art. 2 §§ 1 oder 2 
IntBestG und § 370 AO) nicht vorliegen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit: 

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Eigenerklärung, das kein Insolvenzverfahren
eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden
ist oder ein Antrag mangels Masse abgelehnt
wurde.

– Eigenerklärung, dass das Unternehmen sich
nicht in Liquidation befindet.

– Eigenerklärungen über den Gesamtumsatz der
letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre
des Unternehmens. 

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Nennung von Referenzenfirmen, für die be-
reits WR650 Hohlleiter gefertigt werden (Mit
Angabe der Adresse, Ansprechpartner und de-
ren Telefonnummer).

– Verbindlicher Lieferplan.

– Ausführliche Darstellung des technischen De-
signs und der vorgeschlagenen Technologie.

– Detaillierte Darstellung der Qualitätssiche-
rung.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für Dienstleistungs-
aufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: 

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die Kriterien, die in den Ausschreibungs-
unterlagen, der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe oder zur Verhandlung bzw. in der Beschrei-
bung zum wettbewerblichen Dialog aufgeführt
sind.

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
EO019-12

IV.3.2) Frühere Bekanntmachung(en) desselben Auf-
trags: Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 

30. August 2012, 12.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

25. September 2012, 9.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE, EN

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: bis 15. November 2012

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein
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VI.2) Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt
Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
9. August 2012

ANHANG B
ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Lieferung von Hohlleitern für XFEL
Los-Nr. 1
Bezeichnung: EO019-12-LOT1

1) Kurze Beschreibung: LOT1 
Lieferung von Hohlleitern für XFEL

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):
Hauptgegenstand: 32430000

3) Menge oder Umfang:
Siehe Angebotsformblatt in den Vergabeunterla-
gen.

4) Abweichung von der Vertragslaufzeit oder vom
Beginn bzw. Ende des Auftrags: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 2
Bezeichnung: EO019-12-LOT2

1) Kurze Beschreibung: LOT2 
Lieferung von Hohlleitern für XFEL

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):
Hauptgegenstand: 32430000

3) Menge oder Umfang:
Siehe Angebotsformblatt in den Vergabeunterla-
gen.

4) Abweichung von der Vertragslaufzeit oder vom
Beginn bzw. Ende des Auftrags: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 3
Bezeichnung: EO019-12-LOT3

1) Kurze Beschreibung: LOT3
Lieferung von Hohlleitern für XFEL

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):
Hauptgegenstand: 32430000

3) Menge oder Umfang:

Siehe Angebotsformblatt in den Vergabeunterla-
gen.

4) Abweichung von der Vertragslaufzeit oder vom
Beginn bzw. Ende des Auftrags: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Hamburg, den 13. August 2012

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY 756

Bekanntmachung
einer Öffentlichen Ausschreibung (§ 12 VOL/A) 

DESY Ausschreibungsnummer: C2046-12

a) Auftraggeber: 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung (§ 3 Abs. 1 VOL/A) 

c) Form in der Angebote einzureichen sind:

Angebote müssen schriftlich in 2-facher Ausfertigung in
einem verschlossen Umschlag mit folgender Kennzeich-
nung: 

„Öffentliche Ausschreibung DESY C2046-12,
Angebotstermin 13. September 2012“

per Briefpost oder Boten bis spätestens zu dem unter
Buchstabe i) genannten Termin beim 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 

eingehen. 

Elektronisch übermittelte Angebote können nicht ange-
nommen und gewertet werden. Für Form und Inhalt der
Angebote gilt § 13 VOL/A. 

d) Art und Umfang der Leistung: 

Fertigung und Lieferung von:

96 Stück/Total Rechteckflansche

84 Stück/Total Conflat®-Flansch und Tapereinsätze

30 Stück/Total Taper

Jeweils nach „Technische Spezifikation WA371138 vom
1. August 2012, Technische Spezifikation Nr.: Vakuum
001/2008 – Version 1.5/16.02.2011 und DESY-Zeichnun-
gen.

Leistungsort: Notkestraße 85, 22603 Hamburg

e) Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art 
der einzelnen Lose: 

entfällt 

f) Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:

entfällt 

g) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:

44. Kalenderwoche 2012 
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h) Bezeichnung und Anschrift der Stelle, die die Ver-
gabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen
werden können: 

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
Abteilung V4 – Warenwirtschaft
Frau Dietsch/Frau Grantz 
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de

i) Die Vergabeunterlagen können bis zum 31. August 2012
angefordert werden. 

Ablauf der Angebotsfrist: 13. September 2012

Ablauf der Bindefrist: 13. Oktober 2012

j) Geforderte Sicherheiten: 

Beträgt die Gesamtsumme des Auftrages 50.000,– Euro
+ MwSt. und mehr, wird eine Sicherheit in Höhe von 
5 % der Gesamtsumme für die Dauer der Verjährungs-
frist für Mängelansprüche einbehalten. Eine Ablösung
durch Bürgschaft ist möglich. 

k) Wesentliche Zahlungsbedingungen oder Angabe der
Unterlagen, in denen sie enthalten sind: 

Die Zahlungsbedingungen sind den Vergabeunterlagen
zu entnehmen. 

l) Beurteilung der Eignung (Fachkunde, Leistungsfähig-
keit und Zuverlässigkeit) des Bieters: 

Mit dem Angebot sind folgende Nachweise und Erklä-
rungen einzureichen: 

– Aktueller Auszug aus dem Berufs- oder dem Han-
delsregister des Sitzes oder Wohnsitzes des Unter-
nehmens. 

– Eigenerklärung, dass kein Insolvenzverfahren oder
ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder ein
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde. 

– Eigenerklärung, dass das Unternehmen sich nicht in
Liquidation befindet.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Verpflichtun-
gen zur Zahlung von Steuern und Abgaben ord-
nungsgemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß er-
füllt hat.

– Eigenerklärung, dass keine schwere Verfehlung
begangen worden ist, die die Zuverlässigkeit des Bie-
ters in Frage stellt.

– Eigenerklärung über den Gesamtumsatz des Unter-
nehmens bezogen auf die letzten 3 Geschäftsjahre
(Angabe pro Jahr).

– Verbindlicher Lieferplan, Teillieferungen erwünscht.

Bei präqualifizierten Unternehmen genügt für die Eig-
nungsnachweise die Angabe der Nummer, unter der sie
in der Präqualifizierungsdatenbank für den Liefer- und
Dienstleistungsbereich (PQ VOL) eingetragen sind. 

m) Vervielfältigungskosten: entfällt 

n) Zuschlagskriterien:

Zuschlagskriterien gemäß den Vergabeunterlagen. 

Hamburg, den 13. August 2012

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY 757

Bekanntmachung
eines Öffentlichen Teilnahmewettbewerbs

mit nachfolgender beschränkter Ausschreibung
(gemäß VOB/A § 3, Absatz 4.1) 

hier: Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen 

Die Hamburger Wasserwerke GmbH haben die Hamburger
Stadtentwässerung mit der Vergabe der Leistung beauftragt.
(Die nachfolgend aufgeführten Ordnungsziffern und die
dazugehörigen Angaben beziehen sich auf die VOB/A, § 12,
Absatz 1, Nummer 2). 

a) Bezeichnung (Anschrift) des Auftraggebers: 

Vergabestelle: Hamburger Stadtentwässerung AöR, 
Submissionsstelle, Zimmer Nr. B 2.019, 
Billhorner Deich 2, D-20539 Hamburg, 
E-Mail: ralf.hense@ hamburgwasser.de 

b) Art der Vergabe: 

Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb.

c) entfällt 

d) Art des Auftrages, Gegenstand der Ausschreibung: 

Auslegung, Fertigung und Montage von 3 Flachbettent-
säuerungsanlagen. 

e) Ort der Ausführung: 

Hamburg: Wasserwerk Süderelbmarsch, Neuwiedentha-
ler Straße 169, 21147 Hamburg 

f) Art und Umfang der Leistung, Allgemeine Merkmale
der baulichen Anlage: 

Zur Nachentsäuerung des vorab von Eisen, Ammonium
und Mangan befreiten Grundwassers soll das Wasser in
freiem Gefälle über Flachbettentsäuerungsanlagen mit
Keramikkerzen auf einen pH-Wert von 7,8 eingestellt
werden, um die Calcitlösekapazität sicher zu unter-
schreiten. 4 mögliche Aufstellflächen verteilen sich über
2 Räume mit den Abmessungen von jeweils (B x L) 2,5 m
x 13 m. Die Leistung umfasst neben der Lieferung und
betriebsbereiten Aufstellung der NE-Anlagen auch die
Lieferung und Montage der Luftverrohrung samt zuge-
höriger ölfreier Verdichter. Die wasserführende An-
schlussverrohrung ist nicht Teil dieses Teilnahmewett-
bewerbs. Eine Zusammenstellung wesentlicher Parame-
ter der Filtratqualität zur Bestimmung des Entsäue-
rungsbedarfs sowie zur Ermittlung der Anlagengröße/n
kann bei der Vergabestelle abgefordert werden. 

Anlagendurchsatz: max. 43.000 m³/d
Nenndurchsatz: 35.000 m³/d 

Die Anlieferung/der Einbau kann nur in Teilen erfolgen.
Eine Montageöffnung von ca. 2 x 2 m über das Dach
wird bis zum Baubeginn geschaffen. Eine Verfahrensga-
rantie wird vor Auftragserteilung gefordert. 

g) entfällt

h) entfällt

i) Ausführungsfrist: April 2014 bis Juli 2014

j) Nebenangebote: zugelassen

k) Die Teilnahmeanträge sind zu richten an: 

Hamburger Stadtentwässerung AöR, 
Submissionsstelle, Zimmer Nr. B 2.019, 
Billhorner Deich 2, D-20539 Hamburg
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l) Beitragshöhe für Ausschreibungsunterlagen: 

kostenfrei

m) Teilnahmeanträge sind bis zum 28. September 2012 an
die unter Buchstabe k) genannte Anschrift zu richten.
Die Versendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe
erfolgt nach Auswertung der Teilnahmeanträge in 2013. 

n) entfällt 

o) entfällt 

p) deutsche Sprache 

q) entfällt 

r) Sicherheiten: 

Gegebenenfalls Vertragserfüllungs- und Mängelbeseiti-
gungsbürgschaft.

s) Zahlungsbedingungen: 

Gemäß BVB und ZVB der HWW GmbH. 

t) entfällt 

u) Verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung
des Bewerbers:

– Trinkwasserzulassung für die verbauten wasserbe-
rührten Teile.

– Erfüllung des DVGW Arbeitsblattes W 270.

– ca. 3 Referenzen vergleichbarer Objekte in der öffent-
lichen Wasserversorgung der letzten 5 Jahre mit
Angabe der Ansprechpartner einschließlich Telefon-
nummer.

– Umsatz des Unternehmens in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren bezogen auf vergleich-
bare Leistungen.

– Eigenerklärung gemäß VOB/A, § 6, Absatz 3, Num-
mer 2 d bis i.

v) entfällt 

w) Vergabeprüfstelle:

Hamburger Wasserwerke GmbH, Vergabeprüfstelle,
Justitiariat J 1, Bilihorner Deich 2, 20539 Hamburg,
Fax-Nummer: 040 / 78 88 - 18 69 98

Hamburg, den 10. August 2012

Hamburger Wasserwerke GmbH

Öffentliche Ausschreibung
der Hamburger Wasserwerke GmbH

– Leitungsbau –

Die Hamburger Wasserwerke haben die Hamburger Stadt-
entwässerung mit der Vergabe der Leistungen beauftragt. 

ÖA-Nr.: 57/12

Wesentliche Leistungen: 
Betriebsfertige Legung von insgesamt etwa 4875 m Leitun-
gen in Halstenbeker Straße u. a. Straßen in Hamburg-
Schnelsen und zwar 

60 m PE 50 (d63)
1745 m PE 80 (d90)
2000 m PE 100 (d 125) 

sowie 1070 m DN 25-50 Cu bzw. PE 
Anschlussleitungen 

Geplanter Ausführungsbeginn: November 2012 

Voraussetzung für die Beauftragung: DVGW-Bescheini-
gung für Rohrleitungsbauunternehmen nach dem DVGW-
Arbeitsblatt GW 301, Gruppe W3 ge und pe.

Sicherheiten und Zahlungsbedingungen: 
siehe Vergabeunterlagen 

Die Ausschreibungsunterlagen sind ab 21. August 2012 bis
zum 4. September 2012 montags bis freitags von 8.00 Uhr
bis 12.00 Uhr einzusehen oder erhältlich für 20,– Euro bei
der Submissionsstelle der Hamburger Stadtentwässerung,
20539 Hamburg, Billhorner Deich 2, Zimmer B.2.019. 

Alternativ können die Unterlagen auch nach schriftlicher
Abforderung durch Brief oder Telefax (040 / 78 88 - 18 49 94)
direkt zugesandt werden, gegen eine zusätzliche Pauschale
für Porto und Verpackung in Höhe von 2,50 Euro. Der
Betrag ist in diesem Fall unter Angabe der ÖA-Nr. auf das
folgende Konto der Hamburger Stadtentwässerung bei 
der HSH Nordbank AG, Kontonummer: 100 909 000, 
BLZ 210 500 00, zu überweisen. Bargeld, Briefmarken und
Schecks werden als Zahlungsmittel nicht angenommen.

Eröffnungstermin: 11. September 2012 um 9.30 Uhr bei der
Hamburger Stadtentwässerung, Anstalt des öffentlichen
Rechts, Billhorner Deich 2, Zimmer B.2.019, 20539 Ham-
burg.

Hamburg, den 10. August 2012

Hamburger Wasserwerke GmbH758 759


